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Pressemitteilung 
 
 
 
 
 
Berlins Integrationsbeauftragter erinnert an die Brandanschläge auf die Häuser von 
Einwandererfamilien in Rudow 
 
Anlässlich des Jahrestages der Brandanschläge auf die Häuser von Einwandererfamilien in 
Berlin-Rudow hat Berlins Integrationsbeauftragter Günter Piening zu Wachsamkeit gegen 
Fremdenfeindlichkeit und Rassismus aufgerufen. Piening erinnerte daran, dass 2008 die Zahl 
rechtsextrem motivierter und rassistischer Straftaten auch in Berlin stark angestiegen ist: 
„Fremdenfeindlichkeit und Rassismus sind noch immer unter uns. Die Solidarität mit den Opfern 
und die aktive Ächtung von Rechtsextremismus in jeder Form sind unverzichtbar, um den Weg in 
eine demokratische und friedliche Bürgergesellschaft zu ebnen, die von Respekt und 
gegenseitiger Anerkennung geprägt ist."  
 
Am 22. März und am 20. April 2008 schleuderten Jugendliche Brandsätze auf Wohnhäuser in Rudow. 
Grund: Hass auf dort lebende Familien mit Migrationshintergrund. Sie waren zur Tatzeit der rechten 
Szene zuzuordnen und lebten in der Nachbarschaft ihrer Opfer.  
 
Solche Anschläge, so Piening, sind direkte Angriffe auf unsere demokratische und friedliche 
Bürgergesellschaft. „Die Opfer leiden bis heute darunter. Neben der Angst vor Wiederholungstaten 
belastet sie die Ungewissheit, ob die Menschen in der Bevölkerung den Fremdenhass der Täter teilen, ob 
womöglich auch Nachbarn klammheimlich applaudieren. Nicht nur bei den Opfern sondern weit über 
deren soziale Netzwerke und Freundeskreise hinaus entstehen Zweifel an der demokratischen Offenheit 
der Gesellschaft.“ 
 
„Wir wollen das Vertrauen der betroffenen Bevölkerungsgruppen in unsere demokratische und offene 
Einwanderungsgesellschaft zurückgewinnen und stärken.“ so Piening. Auf diesem Weg gebe es seit den 
Anschlägen ermutigende Entwicklungen. Politik, Verwaltung und Bürgerinnen und Bürger in Rudow 
haben sich in Netzwerken, Projekten und Kampagnen organisiert und deutlich gemacht, dass die große 
Mehrheit der Einwohner des Ortsteils Rassismus und Rechtsextremismus ablehnt. So wurden durch das 
"Aktionsbündnis Rudow" BVG-Linienbusse mit der Botschaft "Neukölln für Demokratie und Respekt" 
versehen und auf Infoständen über die Bedrohung durch Rassismus und Rechtsextremismus informiert. 
Der Integrationsbeauftragte und der Anfang 2008 gegründete „Berliner Ratschlag für Demokratie“ 
unterstützten diese Aktivitäten.  
 
Am Montag den 20. April, von 17 bis 19 Uhr veranstaltet das Aktionsbündnis Rudow eine 
Kundgebung auf der „Rudower Spinne“ (in unmittelbarer Nähe zum U-Bhf „Rudow“, U7).  
Auch der Integrationsbeauftragte wird daran teilnehmen.  
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